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EINLE ITUNG 

Der Diskussionsstand zur Transplantatentnahme 
in Medizin und Recht 

Das Verfügungsrecht  über den menschlichen Körper steht im Mit te l-
punkt der Diskussion um die Organentnahme zu Transplantationszwek-
ken1. Seine unterschiedliche rechtliche Beurteilung2 ist mi t eine der 
Ursachen dafür,  daß es bisher nicht zu einer umfassenden gesetzlichen 
Regelung gekommen ist3. 

Bis zum heutigen Tag4 fand und findet die Diskussion nahezu aus-
schließlich unter zivilrechtlichen, teilweise auch strafrechtlichen  Ge-
sichtspunkten statt5. Das Verfügungsrecht  ist als Tei l eines umfassen-
den Rechts des Menschen an seinem und auf seinen Körper dem 
grundrechtlich gesicherten Bereich individueller Entfaltungsfreiheit  zu-
zurechnen. Zivilrechtliche Ausformung und der strafrechtliche  Schutz 
dieser Rechtsposition sollten ihre verfassungsrechtliche  Verankerung 
nicht vergessen lassen. Die Frage, ob und wieweit Beschränkung, Ge-
stattung oder etwa Zwang zur Organspende gesetzlich regelbar sind, 
ist somit primär eine verfassungsrechtliche® und sollte auch als solche 
gestellt werden. 

ι Forkel, JZ 1974, 593, Fußn. 2 und 20, weist darauf hin, daß dieses Thema 
bereits Jahrtausende al t ist. 

2 s. dazu Forkel, JZ 1974, 593 f., insbes. die Nachweise in Fußn. 11-14. 
3 Zu den neueren „legislatorischen Erwägungen" s. Samson, NJW 1974, 

2030 ff.  Eine am 26. 3.1974 erstmals zusammengetretene Bund-Länder-Kom-
mission „Transplantat ion" hat am 20. 8.1975 einen Entwur f für ein Trans-
plantationsgesetz vorgelegt. E in i m wesentlichen damit übereinstimmender 
Referenten-Entwurf  ist vom Bundesjustizministerium am 29. 8.1975 vor -
gelegt worden. Frühere In i t ia t iven in den Länderparlamenten, so etwa ein 
entsprechender Antrag der FDP/DVP-Frakt ion i m Landtag von Baden-
Württemberg vom 20.6.1974 und ein Antrag der CDU-Frakt ion i m A b -
geordnetenhaus von Ber l in vom 22. 6.1973, sind ohne gesetzgeberische Er -
gebnisse geblieben. 

4 Stand 31.1.1977. 
5 Statt vieler s. etwa Forkel, JZ 1974, 593 ff.,  neuerdings wieder Bieler, 

JR 1976, 224 ff.  Aus strafrechtlicher  Sicht von Bubnoff,  GoldtA 1968, 65 ff. 
Dagegen w i r d die Diskussion i m Schweizer Recht ausschließlich von ver-
fassungsrechtlichen Aspekten beherrscht, vgl. schon Fleiner, SJZ 1919, 2 ff., 
aus letzter Zeit z. B. J. P. Mül ler, ZfSR 1971, 457 ff.  Ähnl ich auch in den USA, 
s. Note i n Columbia Law Review 1969, 696 ff. 

β Nur am Rande fanden bisher verfassungsrechtliche  Erwägungen Eingang 
in die Argumentation, sei es i m Rahmen strafrechtlicher  Güterabwägung, 
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Es erscheint deshalb n ich t n u r gerecht fer t igt ,  sondern geradezu no t -
wend ig , t ro tz der i n den le tz ten Jah ren zahl re ich erschienenen Be i -
t räge sich erneut m i t diesem Thema un te r Berücks ich t igung seiner 
verfassungsrecht l ichen  Aspek te zu beschäft igen. 

so z.B. bei der Prüfung des übergesetzlichen Notstandes durch L G Bonn, 
JZ 1971, 56 ff.,  oder zur Bewertung zivilrechtlicher Persönlichkeitsrechte des 
Toten, so etwa Forkel, JZ 1974, 598 f., ebenso Hilchenbach, Diss. S. 113 ff. 
Pr imär verfassungsrechtlich  argumentiert allerdings Kohlhaas, NJW 1970, 
1224 ff.,  ebenso NJW 1973, 548 ff.  Neuerdings deutlich auch Linck, JZ 1973, 
759 ff.,  und ZRP 1975, 249 ff.  (251). Ausschließlich verfassungsrechtlichen 
Schutz w i l l auch J. P. Mül ler, ZfSR 1971, 457, gewähren. 



1. Die Situation im medizinischen Bereich 

Als Zukunftsperspektive war im Gesundheitsbericht des Bundes-
ministers für Jugend, Familie und Gesundheit aus dem Jahre 1971 zu 
lesen: 

„Transplantationen der meisten Organe werden selbstverständlich, 
Immunreaktionen werden ausgeschaltet, Tiere werden als spezielle 
Organspender gezüchtet. Künstliche Herzen werden verbessert, lei-
stungsfähige, bioelektrisch gesteuerte Gliedmaßen und Organe er-
leichtern die weitgehende medizinische und berufliche Rehabilita-
t ion1 ." 

11. Transplantatfähigkeit von Organen und Ersatzlösungen 

Wieweit dies tatsächlich als „Futorologie"2 im Gesundheitswesen 
bezeichnet werden muß oder auch schon damals ein Tei l der medizini-
schen Wirkl ichkeit war, zeigt ein Blick in das medizinische Schrifttum 
zu Fragen der Organtransplantation 3. Erfolgreiche  Transplantation ist, 
dank erheblicher Fortschritte der immunsuppressiven Therapiefor-
schung, nahezu mi t allen Organen möglich4. Die Probleme, die eine 
möglichst kurz zu haltende Ischämiezeit5 m i t sich bringt, können im 
wesentlichen durch technisch-organisatorische Verbesserungen ver-
ringert werden. Hier konnten bisher die Möglichkeiten nur für Kno-
chenmarksübertragungen wegen der extrem kurzen Ischämiezeit von 
4 Minuten nicht verbessert werden. Als fast problemlos kann die Uber-
tragung von Knochen, Hornhaut und u. U. auch von Nieren gelten. 
Diese machen den größten Antei l vorgenommener erfolgreicher  Trans-
plantationen aus6. Eine ganz erhebliche Bedeutung kommt der Blut -
transfusion als einer weitgehend einfach und sicher durchführbaren 

ι S. 171/172. 
2 So Gesundheitsbericht, S. 172. 
3 Zu Einzelheiten hinsichtl ich Stand von Konservierungstechnik, Histo-

kompat ibi l i tät und Immunologieproblemen s. WHO Bul le t in 1969, 909 ff.,  vgl. 
auch die Beiträge i n Studium Generale 23 (1970), 297 - 466. 

4 Einzelheiten dazu Brendel, Dt. Ärzteblatt 46 (1971), 3078 ff. 
5 Das ist die sog. organspezifische Überlebenszeit, d. h. die Zeit, die ein 

Organ extrakorporal überleben kann, ohne wesentliche Zellstrukturschäden 
davonzutragen. 

6 s. Übersicht bei Brendel, Dt. Ärzteblatt 46 (1971), 3078. 


